
Bundessozialgericht

_ 5 RKn46/72 -

Verkündet am
28° Fehr° 4974

Amtsinspektor
Schriftführer

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

ab......coooooooooo.....oouonoooooo ......... onoboooooo

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigte:° ‚‚‚‚‚ ...„...,...........„...oo

g e gke n

oo...ooooooqoooooo ...... 06.000.000......ooocooootooooo

Beklagte und Revisionsklägerin,

___. ___—___.

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die münd—

liche Verhandlung vom 28° Februar 4974 durch den
Vorsitzenden Richter Dr. D a p p r i c h

‚
die Richter

8 c h r 6 d e r und M a y und die ehrenamtlichen

Richter S c h ö nlf
e l d und B e e r

für-Recht erkannt:
{

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts für das Land Nordrhein—Westfalen

vom 45° Oktober 4972 aufgehoben. &

Lie Berufung des Klägers gegen das Urteil des Sozial—
gerichts Gelsenkirchen vom 4° April 4974 wird zurückge—

wiesen° ‘

Die Beteiligten haben einander außergerichtlichen Kosten

nicht zu erstatten°
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Die Beteiligten streiten darüber, ob dem Kläger ein höheres

als das gewährte Knappschaftsruhegeld zusteht, insbesondere,

ob statt der angerechneten pauschalen Ausfallzeit nachge—

wiesene längere Ausfallzeiten anzurechnen sind°

Die Beklagte gewährte dem am 22° April 4904 geborenen Kläger

mit Bescheid vom 45° November 4968 das Knappschaftsruhegeld

für die Zeit vom 4° August 4968 an° Bei der Rentenberechnung

berücksichtigte sie eine pauschale Ausfallzeit von 28 Monaten„

Die tatsächlich nachgewiesenen Ausfallzeiten von_97 Monaten

ließ sie unberücksichtigt, weil die erforderliche Halbbelegung

der gesamten Versicherungszeit-mit Pflichtbeiträgen nicht

erfüllt sei° WiderSpruch und Klage blieben ohne Erfolg.-

Das Landessozialgericht (LSG) hat mit Urteil vom 45„ Ok-
tober 4972 das Urteil des Sozialgerichts (SG) abgeändert
und die Beklagte verurteilt, dem Kläger Knappschafts—
ruhegeld unter Zugrundelegung der bis zum 4° Januar 4957

tatsächlich zurückgelegten Ausfallzeiten zu gewähren° Das

LSG ist von folgendem Sachverhalt ausgegangen: Der Kläger

habe in der Zeit von 4945 bis 4925 das Gymnasium und von
4924 bis 4929 die Technische Hochschule besucht° Er habe

zwischenzeitlichvon4925bis 4928im Bergbaugearbeitet;
von 4950 bis 4952 sei er Kokereiarbeiter in den USA und

von 4955 bis 4955 Konstrukteur außerhalb des-Berghaus ge—

wesen° Von 4956 bis 4959 sei er bei den Niederlausitzer

Kohlenwerken-AG und von 4940 bis 4945 bei den Braunkohlen—

werken Salzdetfurth ü■ssistent gewesen° Bei diesen Werken
’sei er von 4946 bis 4950 Bergwerksdirektor gewesen° Von 4950

bis 4955 habe er als Betriebsingenieur außerhalb des
Bergbaus und vom 4° April 4955 bis zum 50° Juni 4967
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als Kokereicbef bei der Bheinelbe—BergbauAGgearbeitet.
Der Kläger habe von 4939 bis 4945, von 4950 bis 4954 und
von 4957 bis 4967 freiwillige Beiträge zur Angestellten—
versicherung (AnV) entrichtet° Das LSG hat angenommen, die
gesamte Versicherungszeit nach Abzug der Ersatz— und Aus—

fallzeiten betrage 474 Monate° Da der Kläger nur 466 Monats—
'Pfli0htbeiträge entrichtet habe, sei sie nicht zur Hälfte
mit Pfiicbtbeiträgen belegt. DenPflichtbeiträgen seien je—
ÖOCb die für die Zeit war 4957 bis 4966 ertricbteten 448
freiwilligen Monatsbeiträge zur AnV hinzuzurechnen, so daß

284 Monate mit Beiträgen belegt seien° Die Gleichstellung
der freiwilligen Beiträge zur AnV mit den Pflichtbeiträgen

ergebe Sich aus Art, 2 5 54 a des Angestelltenversicherungs—
Neureselunssgesetzes (AnVNG), dessen Anwendbarkeit sich aus
den VOTSChDiften über die Uanderversicherung ergebe° Wenn der

Kläger auch nach 5 4 Abs° 2 des Reichsknappschaftsgesetzes
(EKG) in der bis zum 4° Januar 4968 gültigugewesenen
Fassung ßaF) nicht als Arbeitnehmer gegolten habe, so sei

d00h nicht zu übersehen, daß er nur deshalb versicherungS-
frei gewesen sei, weil er die in dieser Vorschrift gesetzte
Jahresarbeitsverdienstgrenze überschritten habe; Hätte der

Jahres&rbeitsverdienst des Kläger unter dieser Grenze ge—
legén‚souwärelereuchtrotz der von ihm ausgeübten Arbeit—
geberfunktionen nicht versicherungsfrei gewesen° Es seien *
8UCh keine GesichtsPunkte erkennbar, die es rechtfertigten,
die An%eSt■llten des Bergbausvon demGleichstellung5privileg
des .rt° 2 5 54 a AnVNG auszunehmene

Die Beklagte hat dieses Urteil mit der — vom LSG zuge—
,lassenen - Revision angefochten° Sie trägt vor, eine ent—

SPTGChGDÖGAnwendung des Arte 2 5 54 & AnVNGkönne nur
ZU einer Gleichstellung der freiwilligen Beiträge zur AnV

mit PfliChl3beitr'elgen führen, die der Kläger in der Zeit bis,

zum 4„ Juni 4957 entrichtet habe, denn lediglich bis zu

diesem Zeitpunkt sei er nur wegen Überschreitens der Jahres—
arbeitsverdienstgrenze versicheruhgsfrei gewesen°
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Nach diesem Zeitpunkt sei er nicht nur wegen Überschreitens
der Jahresarbeitsverdienstgrenze,sondern auch deshalb nicht

versicherungepflichtig gewesen, weil er wegen der von ihm

ausgeübten Arbeitgeberfunktionen nach 5 4 Abs„ 2 EKG aF

nicht als Arbeitnehmer gegolten-habe° ’

Die Beklagte beantragt‚

das angefochtene Urteil auf2uhebén und die Berufung

des Klägers gegen das Urteil des Sozialgerichts

Gelsenkirchen vom 4° April 4974 zurückzuweisenc

Die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte (BfA),

die vom SG mit Beschluß vom 8° Mai 4970 beigeladen worden ist,

schließt sich dem Antrag und den Ausführungen der Be—

klagten an° ‘

Der Kläger beantragt,

die_Revi8ion der Beklagten zurückzuweiseno

Er hält das angefochtene Urteil im Ergebnis und in der
Begründung für richtig und ist der Ansicht, die Retision

der Beklagten sei unbegründet° Zusätzlich weist er noch

darauf hin, daß Art° 2 5 5 a des Knappschaftsrentenver—

sicherungS—Neuregelungsgesetzes (KnVNG) in der Fassung

des Rentenre£ormgesetzes (REG) vom 460 Oktober 4972
(BGBl I, 4965) den Willen des Gesetzgebers erkennen lasse,

auch freiwillige Beiträge der nach 5 4 Abs„ 2 EKG aF ver—
sicherungsfrei gewese■en leitenden Angestellten des Bergbaus

den Pflichtbeiträgen gleichzustellen° Es entspeche nicht

dem Willen des Gesetzgebers, die freiwilligen Beiträge
zurAnV_unterschiedlich zu behandeln, je nachdem, ob der Ver—

\
sicherte in einem knappschaftlichen Betrieb oder außerhalb
des Bergbaus leitender Angestellter mit Arbeitgeberfunktionen

gewesen sei°
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II

Die zulässige Revision der Beklagten hat Erfolg; das

LSG hat zu Unrecht das die Klage abweisende Urteil

des SG geändert und der Klage stattgegeben° Der Kläger hat

keinen Anspruch auf ein höheres als das festgestellte

Knappschaftsruhegeld°

Die vom Kläger nachgewiesenen Zeiten der Schul— und der

Hochschulausbildung sind nach 5 57 Nr. 4 b EKG, € 4259

Abs° 4 Nr. 4 b derßReichsversicherungsordnung (RVO)anstelle

der geringeren pauschalen Ausfallzeit des Art° 2 © 9 Abs° 2

KnVNG in der knappschaftlichen Rentenversicherung bzw° in

der Rentenversicherung der Arbeiter nur dann anzurechnen,

wenn die Voraussetzungen des 5 56 Abs° 2 EKG, % 4259 Abs° }
EVO vorliegen° Nach diesen Vorschriften sind für die er—

forderliche Halbbelegung nur die Beiträge für eine renten-

versicherungstlichtige Beschäftigung oder Tätigkeit zu be-

rücksichtigen, also nur Pflichtbeiträge° Da die gesamte Verj

sicherungSzeit nach Abzug der Ersatz— und Ausfallzeiten

474 Monate beträgt, wäre — wie das LSG in Übereinstimmung

mit den Beteiligten zutreffend angenommen hat — die Halb—

belegung nur dann erreicht, wenn neben den 466 Monats—

pflichtbeiträgen und den für die Zeit bis zum 54° Mai 4957

entrichteten auch die in der Zeit nach dem 54° Mai 4957

entrichteten 448 freiwilligen Monatsbeiträge zur AnV be—

rücksichtigt werden könnten, wenn diese Beiträge also hin—

sichtlich der Berechnung der Halbbelegung den Pflichtbei—

trägen gleichgestellt wären; Das ist jedoch nicht der Fall,
wie der Senat in seinem Urteil vom heutigen Tage — 5 BKH

45/72 — bereits entschieden hat° Zwar stellt Art° 2 5 54 a
AnVNG bei Versicherten, die nur wegen Überschreitens der

Jahresarbeitsverdienstgrenze versicherungsfrei gewesen sind,

die in dieser Zeit bis zum 54° Dezember 4967 entrichteten

freiwilligen Beiträge bei der Anwendungdes 5 56 Abs. 5 des
Augestelltenversicherungsgesetzes (AVG) den Pflichtbeiträgen
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gleich° Diese Gleichstellung ist jedoch nach dieser Vorschrift

auf die Berechnung der Halbbelegung nach 5 56 Abs° 5 AVG — also_
bei einer in der AnV zu berücksichtigenden Ausfallzeit —
beschränkt und kann daher nicht unmittelbar gelten, wenn

eine Ausfallzeit in einem anderen Versicherungszweig zu

berücksichtigen und die Halbbelegung nicht nach 5 56 Abs° 5

AVG‚sondern nach 5 56 Abs, 2 EKG, € 4259 Abs° 3 RVG zu
berechnen ist„ Man hätte daran denken können, daß der Ge—

setzgeber es versehentlich unterlassen hat, für die anderen

Versicherungszweige eine dem Art° 2 5 54 a AnVNG entsprechende

Vorschrift einzufügen, so daß eine solche Gesetzeslücke'

bestehen könnte, die durch eine entsprechende Anwendung

des Art° 2 5 54 a AnVNG geschlossen werden könnte. Aber
dies würde für die nach dem 4° Juni 4957 entrichteten frei—

willigen Beiträge nicht unbedingt zu einer Gleichstellung

mit Pflichtbeiträgen führen° Selbst wenn man davon ausgeht,

daß die entsprechende Anwendung nicht auf Angestellte be—

schränkt ist, die außerhalb des Bergbaus gearbeitet haben

und in der AnV nur wegen Überschreitens der Jahresarbeits—

verdienstgrenze versicherungsfrei waren, so ist doch zu

berücksichtigen, daß der Kläger auch in der knappschaft—

lichen Rentenversicherung nicht “nur" wegen Überschreitens

der Jahresarbeitsverdienstg1enze versicherungsfrei war„
Er unterlag vielmehr deshalb nicht der Versicherung5pflicht

nach % 4 Abss 4 EKG, weil er sowohl wegen der von ihm aus—
geübten arbeitgeberähnlichen Funktionen als auch wegen der

Höhe des von ihm erzielten Arbeitsentgelts nach € 4 Abs° 2
EKG aF nicht als Arbeitnehmer, sondern als Arbeitgeber galt°

Die Versicherungsfreiheit beruhte also nicht ausschließ—

lich auf der Höhe des Jahresarbeitsverdienstes, sondern

entscheidend auch auf der Ausübung arbeitgeberähnlicher

Funktionen° Dadurch unterschieden sich die nach 5 4 Abs„ 2
EKG aF nicht der Versicherung3pflicht unterliegenden leitenden
Angestellten des Bergbaus wesentlich von den außerhalb des

Bergbaus tätigen Angestellten, die nur wegen Überschreitens

der Jahresarbeitsverdienstgrenze nicht der Versicherungs—

_7_
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’

pfliCht nach dem AVG unterlagene Zwar konnte es sich bei
den nach dem AVG versicherungsfreien Angestellten auch um
leitende Angestellte mit arbeitgeberähnlichen Funktionen
handeln„ doch war das — im Gegensatz zu den nach 5 4 Abso 2
RGK aF nicht der Versicherungspflicht unterliegenden

leitenden Angestellten des Bergbaus — nicht notwendig der
Fall° Vielmehr waren nach dem AVG auch nicht leitende
Angestellte versicherungefrei, wenn sie ein ent5prechendcs
Jahresarbeitsentgelt erzielten° Die Gleichstellung der

freiwilligen Beiträge mit Pflichtbeiträgen in Art° 2 5 54 &
AHVNGsetzt aber voraus‚ daß während der versicherungsfreien
Zeit die AI‘beitnehmereigenschaft erhalten geblieben isto
Nun waren Zwar jedenfalls die in 5 4 Abs° 2 b EKG aF ge—
nannten Angestellten durchaus Arbeitnehmer, wie durch 5 4
Abs„ 2 RKG in der Fassung des Be Rentenversicherungs—

Änderuneseesetzesvom28„ Juli 4969 (BGBl10 SC956) be—
Stätigt Wird; die Arbeitgebereigenschaft wurde durch 5 @
Abeo 2 EKG aF lediglich fingiertc Immerhin könnte auch dies

gegen die entsprechende Anwendung des Art° 2 5 54 a AnVNGauf
dieeen Personenkreis Sprechen°

Selbst wenn man aber davon ausginge, daß das fingierte
Fehlen der Arbeitnehmereigenschaft in 5 4 Abs“ 2 RKG aF

der entsprechenden Anwendung des Art° 2 5 54 a AnVNGnicht
entgegenstehen würde, so scheitert die Gleichstellung der

freiwilligen Beiträge mit den Pflichtbeiträgen doch aus
anderen Gr■nden° Mag das Fehlen einer dem Arte 2 5 54 a
AnVNGentsprechenden Vorschrift für die nach 9 4 Absa 2 EKG
eF Vereieherungsi‘reien leitenden Angestellten zunächst auf

ein Versehen des Gesetzgebers zurückzuführen gewesen sein,

so trifft das doch jedenfalls seit dem Inkrafttreten des
Rentenre?ormgesetzes (REG) vom 46° Oktober 4972 (BGBl I so
4965) nicht mehr zu° Der Gesetzgeber hat bemerkt‚ daß für
die nach dem RKG versicherungsfreien Angestellten des Berg»

haus eine dem Art() 2 5 54 a AnVNGentsprechende Vorschrift
fehlt, die es erlauben würde‚ die freiwilligen Beiträge
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bei der Berechnung der Halbbelegung den Pflichtbeiträgen

gleichzustellen. Er hat diese Lückedurch Art. 2 5 5 a
KnVNGin der Fassung des REGbeschlossen° Diese Ver—

schrift läßt zwar den Willen des Gesetzgebers erkennen,

die nach dem EKG versieherungsfreien Angestellten des

Bergbaus hinsichtlich der Gleichstellung der freiwilligen

Beiträge mit Pflichtbeiträgen weitgehend den nur wegen
Überschreitens der Jehresarbeitsverdienstgrenze nach dem

AVG versicherungsfreien Angestellten gleichzubehendeln°

Er hat dies jedoch davon abhängig gemacht, daß der Ver—

sicherte spätestens mit Wirkung vom 4„ Januar 4975 wieder

versicherungspflichtig geworden ist" Fehlt es bei dem

Kläger schon an dieser Voraussetzung, so steht ein weiterer

Grund der Anwendung-des Art° 2 5 33 KnVNG entgegen° Diese
Vorschrift, die nach Art. 6 5 8 REG an 4, Januar 4975 in Kraft

getreten ist, erfaßt nach den die Rdckwirkung von Gesetzen

betreffenden allgemeinen Reehtsgrundsätzen nur Versicherungs—
fälle, die nach diesem Zeitpunkt eintreten,.Etwas anderes
könnte nur dann gelten, wenn die Vorschrift ausdrücklich oder

ihrem Sinne nach bereits vorher eingetretene Versicherungs—

fälle erfassen wollte (vgl° BSG 25, 459, 440), Das ist jedoch
nicht der’Fall° Wie sich aus dem Sehriftlichen, Bericht

des Ausschusses für Arbeit— und Sozialordnung zum Entwurf
des REG (BT—Drucks, Vl/5767 8. 2o, Begründung zu Art. 2 5 5

Nr. 2) ergibt, hat der Gesetzgeber ganz bewußt die Anwend—
barkeit des Art° 2 5 5 a KnVNG auf die nach dem 54° Dezember

4972 eintretenden Versicherungsfälle beschränkt° Darin liegt

gleichzeitig die negative Entscheidung des Gesetzgebers,

für vorher eingetretene Versieherungsfälle der in dieser
Vorschrift genannten Angestellten eine Gleichstellung der

freiwilligen Beiträge mit Pflichtbeiträgen nicht herbei-'

zuführeno Daran aber ist der Senat gebunden,
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In der vom
Angéstelltenversicherungsrecht abweichenden

Regelung des Knappschaftsrechts liegt kein Verstoß gegen

den Gleichbehandlungsgrundsatz des Art. 5 des Grund—

gesetzes (GG)Ä Es ist bereits darauf hingéwiesen worden,

daß der Ausgangspunkt für die nach 5 4 Abs° 2 EKG aF
nicht der Versicherungspflicht in der knappschaftlichen
Rentenversicherung unterliegenden leitenden Angestellten“

des Bergbaus insofern ein anderer ist als für die nur_

wegen Überschreitens‚der Jahresarbeitsverdienstgrenze»

nach dem AVG versicherungsfreien Angestellten außerhalb

des Bergbaus als die Fiktion des Fehlens der Arbeit—

nehmereigenschaft in 5 4 Abs° 2 EKG aF notwendig die
Ausübung arbeitgeberähnlicher Funktionen voraussetzte,

während das bei den nach 5 4 AVG aF nur wegen Über—

schreitens der Jahresarbeitsverdienstgrenze versicherungs—

freien Angestellten so sein konnte, aber nicht mußte°
Dieser unterschiedliche Ausgangspunkt bei der Beurteilung

der Versicherungspflicht läßt die unterschiedliche
Beurteilung der freiveilligen Beiträge als eine im

Rahmen des Ermessens des Gesetzgebers liegende sachge—

mäße Entscheidung erscheinen° '

Der Senat hat auf die danach begründete Revision der

Beklagten das angefochtene Urteil aufgehoben und die

Berufung des Klägers gegen das im Ergebnis zutreffende

Urteil des SG zurückgewiesen„
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Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 des Sozialgerichts—

gesetzes°
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